
 
Ich ging am 30. März 2004 zunächst ungläubig an diesem Hinter-Glas-Plakat im Duisburger Kant-Park vorbei.       

Dann dachte ich mir: ein belichtungswertes Beispiel; wenn in Duisburg Museen museums heißen und ein 

Casino-Zentrum als ausdrücklich kommunikativ-kulturelles Stadt-Herz sogar Zukunft für Duisburg 

verspricht, gibt das Hinweise auf die mangelnde Bereitschaft, aus scheinbar „vergangenen“ Fehlern zu 

lernen. Ich konnte natürlich damals noch nicht wissen, wie unglaublich treffend ich vorgeurteilt hatte. 
_________________________________________________________ 



 

An die Zukunft gerichtete Erlebniswünsche unter gezielter Ausblendung der 

erkennbaren Gegenwart des unzertrennlichen Geschehens?! Die Katastrophe 
vom 24. Juli 2010 er-FOLGTE nicht „von un-GEFÄHR“. 
 

Weil die Rettungs-Weg-Beispiele der folgenden Seiten geradezu „extrem kurz & extrem folgenreich“ sind, 

halte ich sie inzwischen für veröffentlichungs-geeignet. 

 

Ich hatte am 12. Oktober 2005 den Rheinischen Gemeinde-Unfallversicherungsverband  

Präventionsabteilung/Fachbereich „Theater“ per Telefax: 0211 / 2808 119 um die Beantwortung von  zwei 

Fragen gebeten: 

…zwei Fragen zum Eisernen Vorhang der Großbühne „Theater am Marientor“ in Duisburg 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
weil am 23. Sept. 05 im Duisburger städtischen Konzertsaal „Theater am Marientor“ der nicht durch 
Meldesysteme auslösbare „eiserne Vorhang“ aus bisher ungeklärten Gründen – wie dem Orchester berichtet wurde 
– runtergekommen ist, besteht ein generelles Unsicherheitsgefühl bei den Streichern, die während der letzten 
Konzertwoche ungefähr in dem Bereich saßen, wo der tonnenschwere „Eiserne“ auf dem Fußboden aufsetzt. Die 
Aufsetz-Linie ist nämlich – anders als im Duisburger Stadttheater – nicht zu erkennen.  
 
Alle „ungefähr Betroffenen“ würden im „Runterkommens-Fall“ wohl „die Augen gen’ Himmel richten“, um 
abzuschätzen, wo der „Eiserne“ aufsetzt – anstatt nur darauf zu achten, wohin man ausweichen kann, ohne sich 
und andere zu gefährden. Beim letzten Philharmoniekonzert wurde sogar ein Konzertflügel in den Aufsetzbereich 
des „Eisernen“ gestellt. Die Orchesterwarte wurden durch den Arbeitgebervertreter angewiesen, im 
unvorhersehbaren „Runterkommensfall“ den wertvollen Konzertflügel möglichst schnell aus der Gefahrenzone zu 
schieben. Ein gefährliches Durcheinander wäre wohl wegen der bei großen Besetzungen oft relativ beengten 
Bühnenverhältnisse die wahrscheinliche Folge.  
Hier meine beiden Fragen: 

 Dürfen Musiker mit ihren Stühlen, Instrumenten und Notenpulten unmittelbar im Aufsetzbereich des 
Eisernen Vorhangs sitzen? 

 Muss der Aufsetzbereich des Eisernen Vorhanges markiert sein, sodass die Musiker im 
„Runterkommensfall“ genau wissen, wohin sie ausweichen können? 

Dem Staatlichen Amt für Arbeitsschutz (zuständig für die Befolgung der ArbStättV) und der DOV liegen keine 

diesbezüglichen Vorschriften vor. Der „§ 23 Schutzvorhang“ der VStättVO NRW  bietet hier keine Hilfe. Ich würde 

also gerne wissen, wie der Rheinische Gemeinde-Unfallversicherungsverband          

Präventionsabteilung/Fachbereich „Theater“ dieses Sicherheitsproblem beurteilt. 

………………………………………………………………………………………………………………………………………. 

Die Gesamtresonanz dieser unfall-versichernden Aufsichtsbehörde fand ich, als ich am späten 

Freitagabend des 27. Oktober 2005 nach Hause kam, als Hördokument. Ich reagierte gegenüber 

dieser „späten Resonanz“ des GUV wegen umfangreich dokumentierter „unguter Erfahrungen“ mit 

den gleichen schriftlichen Informationen, die auch der Arbeitgebervertreter per Fax am 14.10.2005 

um 15:24 Uhr – auch dieses Fax blieb ohne jede Resonanz – von mir erhalten hatte.  

Datum: 26. Oktober 10:18 Uhr – abgetippte Worte meines Anrufbeantworters: Heidekorn, Rheinischer 

GUV, guten Morgen, ich nehme an, Sie sind Herr Reisdorff. Ich habe ein Schreiben von 

Ihnen vorliegen wegen des Eisernen Vorhangs im Theater am Marientor in Duisburg. Das 

ist ein komplexer Vorgang, den wir vielleicht mal in Ruhe besprechen sollten. Ich bin zurzeit 

auf dem Messegelände in Düsseldorf und habe mich gerade mal vom Stand, an dem ich 

auch Stand-Dienst mache, weggestohlen. Vielleicht rufen Sie mal zurück, dass wir einen 

Zeitpunkt ausmachen, an dem wir – ja – miteinander sprechen können. Ich habe Ihren 

Vorgang vorgestern bekommen, habe mich inzwischen erkundigt, was los war, und jetzt ist 

mein Problem: ich bin praktisch nicht mehr sprechbar – oder – für ein Telefonat 

selbstverständlich ja. Ich falle den ganzen November aus. Da bin ich überhaupt nicht zu 

erreichen. Vielleicht schaffen wir das vorher noch. Melden Sie sich doch einfach mal, 

vielleicht kriegen wir ja was hin. Danke und Tschüss.  







http://www.wdr.de/themen/panorama/loveparade_2010/aktuell/101024.jhtml?stdComments=1#stdComments



Notizen nach Rechtsanwalt-Beratung am 16.11.2001 um 11 Uhr (RA-Quittung über 200DM) 

 

Der Methode der "Verwaltung", durch leicht widerlegbare (ausflüchtige) Falschbehauptungs-Reihen Problemlösungen zu umschiffen, kann man rechtlich 

nur erfolgreich entgegentreten, wenn man eine konkrete Schädigung (Gesundheit, Beruf, Karriere, Ruf usw.) nachweisen kann. 

 

Ansonsten können "die" so unsachlich und mit ihren absurd widersprüchlichen Schreiben weitermachen... wie bisher. 

 

Gegen Bevorzugungen "nach Hormonlage" usw. kann man wegen des Gleichbehandlungsgrundsatzes nur rechtlich einschreiten, wenn eigene (Arbeits-) 

Vertragsbestandteile (auch Gewohnheiten über Jahre z.B. Weihnachtsgeld oder etwa Betriebsvereinbarungen) berührt werden. Das gleiche gilt auch für 

"Ahndung nach dem Opportunitätsprinzip nach Art des Hauses" (Direktionsrecht mal so - mal so...) von Dienstpflichtverletzungen (eigenmächtige 

Urlaubsverlängerung usw.). Allein die aufgrund von eigenmächtigen Urlaubsverlängerungen...... auftretende übertarifliche Mehrbelastung braucht vom 

Arbeitnehmer nicht hingenommen zu werden.  

 

Dem Chef stehen also so jede Menge unanfechtbare Möglichkeiten offen, besonders bevorzugten Mitarbeitern absurdeste Sonderrechte einzuräumen - 

Personenbezogene „Aufmerksamkeiten“ – statt sachbezogener Aufmerksamkeit? 

 

"Einladungen zu sogen. Vier-Augen-Gesprächen" kann man mit der Begründung, dass "im Augenblick kein Zeuge meines Vertrauens zur Verfügung 

steht", (jeweils kurzfristig) vorläufig ablehnen.  

 

Auf meine Frage, warum juristisch gebildete Verwaltungsleute fortlaufend so erbärmlich unsachlich schreiben&handeln können, überraschte mich die für 

mich (zumindest im ersten Augenblick) zynisch klingende RA-Antwort: Juristen erkennt man nicht in erster Linie daran, dass sie juristisch 

besonders gebildet sind – sondern vor allem daran, dass sie ganz genau wissen, wie dreist sie vorgehen können… 

 

Veröffentlichungen betriebsinterner Skandale kann "wegen Anschwärzen des Arbeitgebers" eine wirksame Kündigung zu Folge haben. Deshalb 

unbedingt anonym veröffentlichen! Mündliche Information weitgehend unproblematisch. ("Erzählen kann man praktisch alles.") 

 

 
Obige Notizen habe ich im Jahr 2011 vollständig „bei“ www.duisburg21.info/forum veröffentlicht – wie im automatisierten „Anwendung: Safari“-Kopie-Ausschnitt 

der folgenden Seite zu sehen: 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

http://www.duisburg21.info/forum
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Meiner Meinung nach hätte der Rat schon längst aufgelöst werden müssen. Dass die

Ministerpräsidentin hier nicht einschreitet, macht mich schon etwas länger sprachlos. Aus den eigenen

Kreisen der Stadt (Dezernentenebene) , aus Wirtschaft, Gewerkschaft, Kirchen und

Wohlfahrtsverbänden wurde mehrfach die "Führungslosigkeit" auch öffentlich festgestellt.

Für welchen Fall sollte denn eine Ratsauflösung vorgesehen sein, wenn nicht in einem, wie diesem?

Das ist doch das reinste Tollhaus hier. 

Wir reden nunmehr seit einem 3/4 Jahr davon, welchen Eindruck das unsägliche Verwaltungshandeln

in breiten Kreisen "gesellschaftlich relevanter" Gruppen hervorruft. Mittlerweile richtet es sich in einer

noch nie gekannten Art gegen bürgerschaftliche Interessen und das soziale Leben. Hier hätte längst

eingeschritten werden müssen.

Der vielzitierte "Befreiungsschlag" ist jedoch nur noch von den Bürgern zu leisten. Von allen

parteipolitischen Geistern sind sie längst verlassen. 

Und es wird weit mehr zu tun sein, als den Oberbürgermeister aus dem Amt zu wählen.
« Letzte Änderung: 18. Juli 2011, 13:38:37 von Mimi Müller »

 Gespeichert

Re: Küppersmühle
« Antwort #64 am: 18. Juli 2011, 17:25:28 »

Bruno Reisdorff
Beiträge: 119

Anstelle einer "aktuellen" Antwort

auf den Beitrag von Frau Müller...
Zitat von: Mimi Müller am 18. Juli 2011, 13:21:36
Was die Briefe angeht, so haben Sie völlig Recht: Sie werden auch dann nicht beantwortet, wenn übergeordnete Stellen auf die

Verpflichtung dies zu tun, hinweisen bzw. diese anweisen. Insoweit ist es schon frustend. Andrerseits kommt da eine hübsche

Dokumentation dessen zusammen, wie "die Stadt" hier in einem von ihrem Dienstherren selbst geschaffenen rechtfreien Raum

agiert. 

...Notizen nach…

RA-Beratungstermin: 16.11.2001 um 11 Uhr (RA-Quittung über 200DM) 

(Dieser RA hat mich nicht in den später m.E. notwendigen Verfahren gegen "mehr als 10 Teile" der Duisburger

Verwaltung vertreten.)

Der Methode der "Verwaltung", durch leicht widerlegbare (ausflüchtige) Falschbehauptungs-Reihen

Problemlösungen zu umschiffen, kann man rechtlich nur erfolgreich entgegentreten, wenn man eine

konkrete Schädigung (Gesundheit, Beruf, Karriere, Ruf usw.) nachweisen kann. 

Ansonsten können "die" so unsachlich und mit ihren absurd widersprüchlichen Schreiben

weitermachen... wie bisher.

http://www.duisburg21.info/forum/index.php?topic=32.msg1441#msg1441
http://www.duisburg21.info/forum/index.php?action=profile;u=8
http://www.duisburg21.info/forum/index.php?topic=32.msg1439#msg1439


 

  

 

Der mit „Mein bitteres Fazit…“ beginnende Kommentar am Ende meiner « Antwort #64 am: 18. Juli 2011, 17:25:28 » ist auf Seite 14 

Das_Problem_der_demokratiefeindlichen_Idiotie.pdf zu finden – und zwar auf diese WEISS-auf-SCHWARZ-FRAGE folgend:          
Gegen systematisches Fehlverhalten von Behörden kann man nur strafrechtlich vorgehen? 

DENN: Seit dem 13.04.2013 ist "www.duisburg21.info/forum" aus dem www verschwunden. Auf meine Frage nach dem Verschwinde-

GRUND erhielt ich sofort diese Auskunft: „Von der Seite gingen über 600 Spammails automatisch raus ohne unser Zutun. Aus diesem 

GRUND wurde sie vom Provider gesperrt.“ Meine Antwort: „Dieses automatische Spammen ist ja kaum ohne "gekonnt-subversive 

Bösartigkeit von außen" möglich. Nicht der erste Fall dieser_"ART"…“  

Dass bösartige anonyme Angriffe weder zufällig noch selten als »geeignetes Ausschaltungsmittel angesehen« 

werden, ist Thema der Seite10 Schicksal-Liebe-Anarchie-Deutschland-KOPIE.pdf 

 

http://www.brunoreisdorff.de/Das_Problem_der_demokratiefeindlichen_Idiotie.pdf
http://www.duisburg21.info/forum
http://www.brunoreisdorff.de/Schicksal-Liebe-Anarchie-Deutschland-KOPIE.pdf


Es folgen die Seiten 
1 
2 
10 – nur „untere Hälfte“* 
11 
19 
20 – nur „obere Hälfte“* 
30 – nur „obere Hälfte“* 
39 – nur „untere Hälfte“* 
40 
41 
56 (Reaktionen der Präventionsabteilung des Rheinischen Gemeindeunfallversicherungsverbandes) 
aus meiner Dokumentationsreihe der Jahre 1999 bis 2005 zum Thema 
Personenbezogene „Aufmerksamkeiten“ – statt sachbezogener 
                                    Aufmerksamkeit 
 
*               Weil „jede Menge Namen“ der – umfangreich dokumentiert –  

an sachbezogener Aufmerksamkeit nicht Interessierten genannt werden, 
veröffentliche ich nur sehr auszugsweise. 

 



Personenbezogene „Aufmerksamkeiten“ – statt sachbezogener Aufmerksamkeit 
Wie der GUV und mehrere Duisburger Ämter unter 
Vernachlässigung ihrer Aufsichtspflicht zusammen mit den 
Verantwortlichen der „Theater und Philharmonie Duisburg“ und 
der Generalintendanz der „Deutschen Oper am Rhein“ 
Probleme des Arbeitsschutzes unter den Teppich kehren... 
 

arbeitsschutz – hier mal klein geschrieben 
 

Vorweg einige Zeilen zu verbindlichen Prinzipien verantwortlichen Handelns: 
Da wäre zuerst die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers – ihr den Arbeitsschutz 
betreffender Bestandteil ist im BGB geregelt.             

• §618 [Pflicht zu Schutzmaßnahmen] (1) Der Dienstberechtigte hat Räume, 
Vorrichtungen oder Gerätschaften, die er zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen 
hat, so einzurichten und zu unterhalten und Dienstleistungen, die unter seiner 
Anordnung oder Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, dass der Verpflichtete 
gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit geschützt ist, als die Natur der 
Dienstleistungen es gestattet.   

Die Fürsorgepflicht erstreckt sich darüber hinaus auch auf das vom Arbeitnehmer 
eingebrachte Eigentum. 
 
Zweitens ist hier (als Gegenleistung des Arbeitnehmers für die Fürsorgepflicht des 
Arbeitgebers) die Treuepflicht zu nennen. 

• Die Treuepflicht verpflichtet den Arbeitnehmer, Schäden, Störungen, drohende 
Gefahren baulicher und sonstiger Art dem Arbeitgeber mitzuteilen. 

Der Arbeitnehmer muss das unverzüglich – ohne schuldhaftes Verzögern – tun, um sich 
nicht einer schweren Dienstpflichtverletzung schuldig zu machen, die seine fristlose 
Kündigung zur Folge haben könnte. 
 
Aus dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Art. 17 (Petitionsrecht) 
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. 
 
Ein spezielles Berufsrisiko der Duisburger Orchestermusiker? 
Treppenwitz oder Hühnerleiter 
Seit Mitte März 1999 musste das Duisburger Orchester über zwei baugleiche 
Exemplare einer skandalös unsicheren Treppe den höhergefahrenen 
Orchestergraben betreten. Im Fluchtfalle wären die in vielfacher Hinsicht 
unsicheren Treppenhürden sicher zur Fluchtfalle geworden. Die neunstufigen 
Treppen hatten unbestreitbar die Funktion eines Flucht- bzw. Rettungswegs.  
Die nach beiden Seiten offene, neunstufige Treppe überbrückte bei 
höhergefahrenem Orchestergraben einen Höhenunterschied von 1,51m zwischen 
dem Bühnen-Geschoss und dem Graben. Sie unterbot mit ihren viel zu kurzen 
und zu steilen Stufen die in den Länderbauordnungen festgelegten 
Mindestanforderungen in skandalöser Weise und war obendrein mit äußerst 
nachgiebigen „Regalbrettern“ und ohne Handläufe ausgeführt. 
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         Die vier unzulässigen Eigenschaften der beiden Treppen: 

1. Zu        hohe       Treppensteigung:     26 : 24,96                                     
(Höchstzulässige Treppensteigung:    26 : 19)                                                 

2. Zu          geringe            Stufentiefe:     17,5 cm                                               
(Mindestzulässige         Stufentiefe:     26,0 cm)                                              

3. Die 1,20cm breite Treppe wurde mit äußerst nachgiebigen 
„Regalbrettern“ ausgeführt, was das Trittunsicherheits-Gefühl 
der um mehr als 30 % zu kurzen Stufen ins „Uferlose“ steigerte. 

4. Die bei einer neunstufigen Treppe unerlässlichen Handläufe 
wurden wegen der vom Regisseur geforderten 
„Treppenschönheit“ einfach weggelassen. 

 
Zur Vermeidung des bekannten „Dominoeffektes“ war es deshalb notwendig, 
die Treppe einzeln und seitwärts zu betreten. (Man wollte ja keinesfalls im Falle 
seines Falles andere auch noch zu Fall bringen.) Dem Publikum blieb diese sehr 
„spezielle“ Auftrittsvariante nicht verborgen. Eine mitfühlende Dame erkundigte 
sich: „Was haben die euch den da für `ne Treppe hingesetzt?“ Den Regisseur, 
die Theaterleitung, die Kulturverwaltung, das Bauordnungsamt, den 
Gemeindeunfall-Versicherungsverband und die Generalintendanz hat das alles – 
trotz zahlreicher Beschwerden – nicht gestört.  
Die Treppe war ursprünglich nur für die Inszenierung von „La Finta 
Giardiniera“ von Wolfgang A. Mozart (Premiere 19.03.1999) konstruiert 
worden. Der Regisseur dieser Inszenierung (Loy) sorgte jedoch dafür, dass die 
„unsichere Treppe“ bald auch bei seiner Inszenierung des Musicals „Meine 
Schwester und ich“ den Ein- und Ausstieg aus dem Orchestergraben behinderte. 
 
Mein erster „Begehungsversuch“ am Ostermontag, den 28.03.1999, ließ mir 
buchstäblich die Knie weich werden. So war ich noch nie eine Treppe „runterge-
eiert“. Die Kollegen und vor allem die Kolleginnen mit ihren eleganten Schuhen 
meinten, diese Treppe könne unmöglich für Menschen gebaut sein. Sie 
schimpften das Hindernis laut „Hühnerleiter“ oder spotteten über den 
„Treppenwitz“. Ich schimpfte erst mal kaum, sondern fragte die Orchesterwarte: 
„Wer ist für die Mist-Treppe hier eigentlich verantwortlich und wer ist in diesem 
unserem Hause der für die Sicherheit Zuständige?“ Sie berichteten mir, dass ein 
„Herr Stute“  als Konstrukteur für diese Treppen-Hürde verantwortlich  und 
zugleich Sicherheitsbeauftragter des  Hauses sei – und Herr Stute habe folgende 
Parole ausgegeben: „Die Treppe genügt angesichts ihrer Breite auch ohne 
Handlauf den Sicherheitsanforderungen.“ Diese frei erfundene 
„Sicherheitsvorschrift“ sollte mir wortwörtlich noch einige Male begegnen.  
Ich wollte nicht uneffektiv rummeckern, sondern mich 
beschweren, brauchte dazu genaue Zentimeter-Angaben. Auf dem 
nächstbesten Stück Papier markierte ich Stufenhöhe und -tiefe. 
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Schluss dieses Schreibens vom 26. Februar 01:  
„Wir fordern hiermit den Rheinischen Gemeinde-Unfallversicherungsverband 
sowie das Bauordnungsamt und die Feuerwehr auf, endlich einzuschreiten und 
die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften zu fordern und zu überwachen. Das 
Schweigen von Bauordnungsamt, Feuerwehr und Gemeinde-
Unfallversicherungsverband ist nicht länger mehr hinzunehmen. Es ist uns völlig 
unverständlich, wie hier sehenden Auges Gesundheits- und Eigentums-
gefährdungen auch behördlicherseits einfach hingenommen werden.“  
Kopien dieses Schreibens (26.02.01) gingen 

• an den DOV Delegierten,  
• an mich,  
• an den Personalrat,  
• an den GUV,  
• an das Bauordnungsamt und  
• an die Feuerwehr (Abteilung Brandschau)  
• an Herrn Intendanten R.-R. Arnold   

  
Herr Strotmeyer fuhr anschließend in Urlaub. Der Duisburger 
DOV Delegierte erkundigte sich beim Justitiar der Musiker-
Gewerkschaft, ob das Orchester sich weigern könne, die Treppe 
zu betreten. Der meinte jedoch, man solle besser die Stellen, 
die bisher zweiundzwanzig Monate nicht reagiert haben, mit 
weiteren Anrufen und Faxen zu einer Reaktion herausfordern. 
Gesagt – gehört, getan. 
Der GUV-Mitarbeiter reagierte auf mein Fax vom 08. März schon am folgenden 
Tag und bat um Rückruf. Der zuständige Mitarbeiter bestätigte mir am Telefon, 
über die beanstandeten Eigenschaften der „unsicheren Treppe“ seit meinem Fax 
vom 08. April 1999 genau unterrichtet zu sein. Ansonsten zeigte er sich 
erschreckend des-informiert. 
Er sagte mir, die Treppe sei seines Wissens deshalb so steil, „damit die Musiker 
genug Platz zum Spielen haben“, und deshalb so spät mit einem Handlauf und 
stabilisierenden Stahlprofilen (insgeheim im Oktober 2000!!!) nachgerüstet 
worden, weil man das bis zur Premiere (19. März 1999!!!) nicht geschafft habe. 
Bei den beiden Produktionen „La Finta Giardiniera“  und „Meine 
Schwester und ich“ sind nur wenige Orchestermusiker 
beschäftigt, sodass mehr als genug Platz für mehr als drei 
vorschriftsmäßige Treppen vorhanden wäre.  
Ich stellte dies mündlich und schriftlich (gefaxt am 13.01.01) richtig. Er stimmte 
folgendem (am 13.03.01 gefaxtem) Satz zu: „Zudem dürfen bühnenbedingte 
bauliche Veränderungen nicht dazu führen, dass den Orchestermusikern die in 
der Arbeitsstättenverordnung in §19 garantierten zusätzlichen Anforderungen an 
Rettungswege mittels eines Regievertrages vorenthalten werden.“  
Das Bauordnungsamt reagierte (wen wundert`s?) vorerst auf mein Einschreiben 
vom 08. März 2001 nicht. Erst nach weiteren Faxen – das letzte enthielt nach 
einer Aufzählung aller acht(!) bei dieser Behörde zum Thema „unsichere 
Treppe“ eingegangenen Schreiben die Frage nach der Baugenehmigung – hörte 
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ich eine Reaktion. Am 14. März 2001 besprach die Aufsichts-Dame meinen 
Anrufbeantworter:  
„Ich hab` gerade Ihr letztes Fax erhalten und bin jetzt doch etwas erstaunt 
darüber, dass sie mich ständig kontaktieren.“ Sie sprach von einem 
beabsichtigten „gemeinsamen Termin“ mit GUV und Arbeitssicherheit, an dem 
sie auch teilnehmen werde. „Darum habe ich mich im Moment mit einer 
Stellungnahme noch zurückgehalten. Natürlich habe ich mir die Treppe 
angesehen und habe vorab auch diese Treppe als begehungsfähig betrachtet.“ 
Sie bat mich, „im Moment noch von diesen weiteren Faxen und Schreiben 
abzusehen“.  
Das war ja nun wieder ein – vorläufiger – Höhepunkt: Das 
Bauordnungsamt hat also seit dreiundzwanzig(!) Monaten keine 
Baugenehmigung für nötig gehalten und ist mit einer „Vorab-
Begehungsfähigkeits-Betrachtung“ über diesen langen Zeitraum 
zufrieden gewesen. Trotz meiner „eher“ rechtzeitigen, 
schriftlichen Frage nach einer Baugenehmigung vom 16. April 
1999 und den vielen Schreiben des Herrn Strotmeyer!  
Die Geschichte der unsäglichen Vorab-Begehungsfähigkeits-
Betrachtung des Duisburger Bauordnungsamtes für zwei Jahre 
(statt einer Baugenehmigung) machte ich per Aushang dem 
staunenden Orchester bekannt.  
Der von der Aufsichts-Dame angekündigte Termin am 16. März 2001 fand (wen 
wundert`s) ohne das Bauordnungsamt statt.  Da ich keine Lust hatte, mir weitere 
Ausflüchte der „Verantwortlichen“ anzuhören, und die Gesetzeslage sonnenklar 
war, blieb ich dieser Veranstaltung ebenfalls fern. Diese Begründung teilte ich 
dem GUV schriftlich mit.  
Ergebnisse des Termins der „Treppen-Verantwortlichen“ am 16. März: 

1. Man stellte fest, dass die „unsichere Treppe“ nicht den Vorschriften 
entspricht.  

2. Man beschloss, nur eine(!) der beiden unsicheren Treppen durch eine 
vorschriftsmäßige zu ersetzen. 

3. Man versprach, sich nach dem 31. März dem Bau des vorschriftsmäßigen 
Treppen-Exemplars zu widmen, um rechtzeitig zur nächsten Aufführung 
von „Meine Schwester und ich“  (19. April) fertig zu sein. 

Da zwei vorschriftsmäßige Treppen Vorschrift sind, teilte ich diesen 
unverantwortlichen Beschluss der „Treppen-Verantwortlichen“ Herrn 
Strotmeyer mit. 
Ich hatte am Abend des 19. Aprils (Aufführung von „Meine Schwester und ich“) 
keinen Dienst, sah aber am nächsten Morgen, dass nicht nur die unsichere 
Treppe „fröhliche Urständ`“ feierte, sondern dass sie nur an einer Seite 
eingesetzt war. Die andere Seite war ausschließlich durch eine hinaufführende 
sechseinhalb-stufige Treppe zu betreten. Die Durchgangshöhe oberhalb der 
letzten halben(!) Stufe betrug weniger als 79(!) cm.  
Mein Instrumentenkasten, der 79cm lang ist, diente mir als 
„Maßeinheit“. 
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Tatsächlich eingebaute Treppen vom höhergefahrenen Orchestergraben zum 
Bühnengeschoss von März 1999 bis zum 02. November 2002 im Theater der 

Stadt Duisburg 
1. „Finta-Treppe“ (vom GUV am 16.03.01 ausdrücklich verboten) Diese Treppe war 
ursprünglich nur für die Inszenierung von „La Finta Giardiniera“ von Wolfgang A. 
Mozart (Premiere 19.03.1999) konstruiert worden. Der Regisseur dieser Inszenierung 
(Loy) sorgte jedoch dafür, dass die „unsichere Treppe“ bald auch bei seiner 
Inszenierung des Musicals „Meine Schwester und ich“ den Ein- und Ausstieg aus 
dem Orchestergraben behinderte. Sie wurde bis zum 19. April 2001 verwendet – und  
am 26.10.02 bei „Figaros Hochzeit“. (Der Gewerkschafts-Delegierte erzählte mir im 
Juli 2002, dass die „Finta-Treppe“ auch in der ersten Hälfte des Jahres 2002 einmal 
eingebaut worden sei. Ich sah keine Notwendigkeit, diese Aussage zu verwenden. 
Ich selbst war nicht Zeuge.)  
Die vier unzulässigen Eigenschaften der beiden Treppen: 

 Zu        hohe       Treppensteigung:     26 : 24,96                                                     
(Höchstzulässige Treppensteigung:    26 : 19)                                                          

 Zu          geringe            Stufentiefe:     17,5 cm                                                         
(Mindestzulässige         Stufentiefe:     26,0 cm)                                                                                       

 Die 1,20cm breite Treppe wurde mit äußerst nachgiebigen „Regalbrettern“ 
ausgeführt, was das Trittunsicherheits-Gefühl der um mehr als 30 % zu kurzen 
Stufen ins „Uferlose“ steigerte. Man hatte erst am 06.11.2000 begonnen, die 
durchbiegenden Bretter durch Stahlprofile zu verstärken. 

 Die bei einer neunstufigen Treppe unerlässlichen Handläufe wurden wegen 
der vom Regisseur geforderten „Treppenschönheit“ einfach weggelassen. Erst 
seit dem 19.04.1999 wurde sie mit  Handläufen ausgestattet. 

 
2. „Nachfolgerin-Treppe“ der am 16.03.01 vom GUV verbotenen „Finta-Treppe“ hat 
m.E. ein unzulässiges „Trippelschrittchen“-Schrittmaß. Ich habe nicht mit dem 
Zollstock nachgemessen, jedoch „grob überschlagen“ eine im Verhältnis zur 
Stufentiefe zu geringe Stufenhöhe festgestellt.  Ich stelle deshalb die Behauptung, 
dass diese Treppe der BauO NW und damit der ArbStättV entspricht, in Frage.  Ich 
kann mich nicht erinnern, diese „Nachfolgerin“ in der Saison 2001 / 2002 betreten zu 
haben.  
 
 
 
3.  „Figaro-Treppe“ (wurde 2002 bei „Figaros Hochzeit“ verwendet)  
Die beiden Treppen-Exemplare mit nur 20cm Stufentiefe „durfte“ das Orchester bei 
den Aufführungen von „Figaros Hochzeit“ am 22. und 26. Januar 2002 sowie am 18. 
u. 20. Juni 2002  kennen lernen – in der Funktion von „Rettungswegen“.  
Abmessung dieser Treppen: 

 Höhe: 147cm, 

 Stufentiefe: 20cm (zulässiges Mindestmaß: 26cm!) 

 Stufenhöhe: 18,5cm – also eine Treppensteigung von 24:26 (19:26 sind 
bundesweit maximal zulässig!) 

 Anzahl der Stufen: Linke Treppe acht Stufen, rechte Treppe neun(!) Stufen, 
was infolge der „überflüssigen“ neunten Stufe (untergeschobenes Podest als 
unterste Stufe) zu einer erheblichen Stufen-Neigung führt.   
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4. Eine mir bisher unbekannte Treppe, die ich am 02. November 2002 bei „Figaros 
Hochzeit“ betreten habe, macht zwar einen ganz „manierlichen“ Eindruck, weist 
jedoch keine einheitlichen Stufentiefen auf. 

Da ich nicht an allen Aufführungen beteiligt war, kann ich auch nicht über alle 
Treppen bei höhergefahrenem Orchestergraben berichten. 

___________________________________________ 
Gesprächsnotiz vom 05.12.02: 

Herr Feldmann (erst seit kurzem Mitarbeiter beim Institut für Arbeitssicherheit in 
Duisburg) sagte mir heute, dass er bei zuständigen Stellen einen erneuten Anlauf 
unternehmen wollte, eine Treppenkonstruktion zur Verwendung bei 
höhergefahrenem Orchestergraben durchzusetzen, die den Anforderungen der 
ArbStättV und damit den Bauordnungs-Vorschriften entspricht. Auf meine Frage, ob 
er die vier in meinem Bericht aufgezählten Treppen zusammen mit mir  identifizieren 
wollte, winkte er ab – etwa mit den Worten: „Die sollen uns nach all den Jahren mal 
die vorschriftsmäßige Treppe zeigen!“  Das Institut für Arbeitssicherheit habe (leider) 
nur beratende Funktion für den Bereich „Theater der Stadt Duisburg“. Ich konnte 
Herrn Feldmann, der mich fragte, an wen er sich m.E. wenden sollte, anhand meiner 
Aufzeichnungen und Dokumente einige Reaktionen der Verantwortlichen auf die 
bisherigen vergeblichen Bemühungen detailliert darlegen. Einiges davon kannte er 
bereits. Über anderes war er spontan sehr schockiert. Ich konnte ihm natürlich keine 
„Empfehlung“ geben, an wen er sich wenden sollte. Er sagte mir, dass er sich 
zunächst an Herrn Gehse wenden werde und eine angemessene Reaktion innerhalb 
eines sehr begrenzten Zeitraumes erwarte.  
Das Gespräch war sehr sachlich, das Gesprächs-Klima entsprechend freundlich. 
Auch das Thema der  „Hinzuziehungspflicht des Personalrats in 

allen Fragen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung“  

(§77 LPVG NW) erörterte ich mit Herrn Feldmann. Der Duisburger 

Personalrat hat hier m.E. seine wesentlichsten Pflichten nicht 

wahrgenommen... 

Herr Feldmann lobte ungefragt zu Beginn des Gespräches das 

durchweg hohe sachliche Niveau meiner Bemühungen. Er 

bedauerte, dass – nach seiner(!) Aktenkenntnis – die ganze 

Angelegenheit von der „anderen Seite“ auf eine „persönliche 

Schiene gefahren“ worden sei.  

Am 18. Dezember 02 gegen 10:30 Uhr rief mich Herr Feldmann an, 

um mir mitzuteilen, dass er mit den Herren Stute und Arnold 

gesprochen habe. Unter den vielen Treppen, die Herr Stute ihm 

vorgeführt habe, sei auch ein Exemplar gewesen, das den 

gesetzlichen Anforderungen genüge. Über diese Treppe (26 cm : 

17 cm) habe er (Feldmann) auch mit dem GUV gesprochen. Auf den 

Vorschlag des Herrn Feldmann, die restlichen unzulässigen 

Treppen zu entsorgen, damit Verwechslungen auszuschließen 

seien, ging Herr Stute laut Herrn Feldmann nicht ein. Herr 

Stute habe ihm gesagt, er brauche diese Exemplare „für andere 

Aufführungen“... Herr Feldmann hat Herrn Stute natürlich, wie 

er mir sagte, auf die Unzulässigkeit weiterer Verwendungen 

dieser unzulässigen Treppen aufmerksam gemacht. Es gebe wohl 

keine rationale Erklärung für Herrn Stutes Verhalten. Herr 

Feldmann sagte, mehr zu tun, sei ihm leider nicht möglich. 

Über seine Gesprächs-Erfahrung mit Herrn Arnold sagte er mir, 

Herr Arnold sehe angesichts des nur einmaligen(!) Versehens 

vom 26.10.02 auch für die Zukunft keine Probleme.  
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Anstatt einzugestehen, dass das von der Oberbürgermeisterin 

erwähnte „Schreiben vom 31.10.2002 an Ihren Mandanten“ nie 

geschrieben wurde, war das Fax vom 07.05.03 als Ergebnis 

einer fast vierwöchigen „Schreibensuche“ der „letzte 

Treppenwitz“ des Dezernats für Organisation und Personal, 

Bildung und Kultur der Stadt Duisburg in der Duisburger 

Treppenaffäre. 

___________________________________________________________________________ 

06. Juli 2003 

 

1. An den Gesamtpersonalrat der Stadt Duisburg, per Fax: 0203/2832870 

2. Aushang zur Kenntnis  „Duisburger Philharmoniker“ 

 

Betr.: Wahrnehmung der Personalrats-Aufgaben in der Treppenaffäre, die in 

skandalöser Weise ihre Fortsetzung findet 

   
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wenn ich mich in Fragen des Arbeitsschutzes an den Personalrat gewandt habe, wurde ich 

stets an das Institut für Arbeitssicherheit verwiesen; denn – so wurde ich belehrt – das Institut 

für Arbeitssicherheit sei „eigentlich zuständig“.  Die Einzelheiten der so selbstverordneten 

Nebenrolle des Personalrats bei der „Bewältigung“ des Arbeitsschutz-Themas „unsichere 

Treppe zum höhergefahrenen Orchestergraben im Duisburger Stadt-Theater“ entnehmen Sie 

bitte den Seiten 4, 5, 9, 14, 15, 21 und 22 meines Gesamtberichtes, den Sie (inkl. Fotos) in 

den nächsten Tagen per Post erhalten werden. (Der vorliegende Fax-Text wird die Seiten 30 

bis 32 ausfüllen.) 

Die Zuständigkeit des Instituts für Arbeitssicherheit betrifft nur die Fachberatung; denn 

mit der rein beratenden Funktion erreicht das Institut für Arbeitssicherheit – gerade auch 

aktuell – die Grenze seiner Möglichkeiten.  

Die Zuständigkeit des Personalrats bezüglich „gesetzeskonformer Maßnahmen“ (u.a. „bei 

allen im Zusammenhang mit dem Arbeitsschutz oder der Unfallverhütung stehenden 

Besichtigungen und Fragen“) ist weitgehend im LPVG NW geregelt. Der Personalrat hat 

„beharrlichere“ Möglichkeiten als das nur beratende Institut für Arbeitssicherheit, „auf die 

Verhütung von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten, die für den Arbeitsschutz 

zuständigen Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen und sich für die 
Durchführung gesundheitsfördernder Maßnahmen und des Arbeitsschutzes einzusetzen“ (laut 

§77 LPVG NW). Dabei hat er „Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten 

entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit dem Leiter 

der Dienststelle auf ihre Erledigung hinzuwirken“ (laut § 64 LPVG NW). 

Weil der Personalrat seine eigentliche Mitbestimmungs-Aufgabe (laut §72 (4) 7. LPVG NW) 

m.E. nicht (ausreichend) wahrgenommen hat, konnten einige „Treppen-Verantwortliche“ 

sachbezogene Aufmerksamkeit über vier Jahre im beängstigenden Maße durch 

personenbezogene „Aufmerksamkeiten“ ersetzen. Diese äußerten sich u.a. in einer 

schriftlichen Verleumdung (Schreiben des Herrn Nitsche vom 09.11.2000) und in einem 

regelrechten Großversuch der Verleitung zur Falschaussage (Orchesterversammlung vom 

06.12.2002) und weiteren rechtswidrigen Verhaltensweisen in zivil- und arbeitsrechtlichem 

Sinne. Einzelheiten entnehmen Sie bitte meinen detaillierten Berichten.  

Hier waren also folgende Grundelemente gegeben: 

- Zielgerichtetheit (Systematik), 

- objektive Schikane oder Diskriminierung,  

- Regelmäßigkeit, bereits über eine gewisse Zeitdauer laufend, 

- Betriebsangehörige untereinander, 

- Rechtswidrigkeit im zivil-, arbeits- oder strafrechtlichen Sinne. 



Es folgt (auf Seite 39 untere Hälfte) Schluss meines Faxes vom 28. März 2005 an das Staatliche Amt für Arbeitsschutz: 
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Die alten Entscheidungsstrukturen, die über fünf Jahre zu ämterübergreifenden Wegschaubündnissen 
geführt haben, scheinen momentan stabilisiert: Dazu ein m.E. besonders bezeichnendes Beispiel zum 
Thema „Sicherheitsbeauftragter des Duisburger Stadttheaters“: Am 3. Dezember 2004 stellte Frau 
Saalmann der Orchestervollversammlung den Theaterhausmeister Norbert Schmidt 
(Sicherheitsbeauftragter seit September 2002) erstmals offiziell als Sicherheitsbeauftragten vor, der „in 
allen Sicherheitsfragen Ansprechpartner des Orchesters“ sei. Da sich kurz zuvor ein kleiner 
Schwelbrand an einer Niedervolt-Bodensteckdose des Orchestergraben-Pultbeleuchtungs-Systems 
ereignet hatte, den  ein Orchesterwart durch Spucken und Austreten gelöscht hatte, sprach ich Herrn 
Norbert Schmidt an. Der Sicherheitsbeauftragte Schmidt erklärte sich vor der 
Orchestervollversammlung als nicht zuständig: „Wenden Sie sich doch an Herrn Meyer.“ (Herr Meyer 
ist, wie ich später hörte, Theaterhausmeister-Stellvertreter!) „Jetzt geht das schon wieder so los, wie 
gehabt“, war meine unüberhörbare Reaktion, auf die sowohl Frau Saalmann als auch Herr Schmidt 
nicht reagierte (das Orchester reagierte vorwiegend „wissend-grinsend“). Ich sprach also nach der 
Orchesterversammlung mit dem mir bis dahin unbekannten Herrn Meyer, der sachbezogen und 
angemessen reagierte, indem er das unmittelbar nach dem Schwelbrand von mir markierte Steckerloch 
sofort verschloss und das beschädigte Element ausbauen ließ. Herr Schmidt jedoch bezeichnete später 
gegenüber dem Orchesterwart, der den Schwelbrand selbst gelöscht hatte, die Schilderung des Herrn 
Reisdorff als völlig unglaubwürdig, da nach seiner Meinung von Niedervoltanlagen keine Brandgefahr 
ausgehen könne. Selbst angesichts der erdrückenden Beweislage (tatsächlich war das Innere der 
Niedervolt-Steckdose zu einem Metallklumpen verschmolzen) sah er sich seinem persönlichem 
Selbsthinschauen offenbar nicht gewachsen: Kann hier von „Kompetenz, Sachbezogenheit, 
persönlichem Engagement, Verantwortungsbewusstsein, Durchsetzungsvermögen... des 
sicherheitsbeauftragten Theaterhausmeisters Schmidt“ die Rede sein? Kann man einem ehrenamtlich 
zum Sicherheitsbeauftragten „beförderten“ Theaterhausmeister etwa selbstverschuldete fachliche 
Inkompetenz vorhalten? (Die Seite 23 meines Berichtes bringt es auf den Punkt.) 
 
Bei solchen „haarsträubenden Kompetenz-Zuständen“ kann es m.E. kaum überraschen, dass der in der 
Treppenaffäre verantwortungslos und durchsetzungsstark agierende Herr Stute sogar vom 
Bühnenmeister Tal inzwischen wieder als „selbsternannter Sicherheitsbeauftragter“ akzeptiert wird. 
Ich kann natürlich nicht abschätzen, inwiefern das Staatl. Amt für Arbeitsschutz in solche 
„Kompetenz-Zustände“ eingreifen kann. Aber unstrittig scheint mir, dass die Aufmerksamkeit des 
Staatl. Amts für Arbeitsschutz bei Bekanntwerden solcher „Kompetenz-Zustände“ in besonderer 
Weise gefordert ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Das Staatliche Amt für Arbeitsschutz (Herr Honkomp) forderte Stellungnahmen zu diesem 
Vorfall an – und erhielt sie. Herr Honkomp schloss sein Schreiben vom 20.04.05 an mich mit 
diesem bemerkenswerten Satz:  

„Sollte sich ein solcher Vorfall wiederholen, bitte ich Sie, mir dieses mitzuteilen.“ 
Weil alle innerbetrieblichen Mechanismen nachweislich über sechs Jahre versagt haben, 

kann ich sie in Zukunft außer Acht lassen und mich direkt an das Staatliche Amt für 
Arbeitsschutz wenden. Erst wenn der Beschäftigte nach Ausschöpfung innerbetrieblicher 
Mechanismen erfolglos ist, sollte er sich an außerbetriebliche Stellen wenden. Andernfalls 

droht eine wirksame Kündigung wegen „Anschwärzen des Arbeitgebers“! 
 

 Empfehlenswerte Schritte gegen  
personenbezogene „Aufmerksamkeiten“ – statt sachbezogener Aufmerksamkeit: 

Unbedingte Sachlichkeit – Vorgehen gegen Tat & Täter auf   
Basis sorgfältiger Dokumentation  

Zivilrechtliche Schritte (Schadensersatzklage, Schmerzensgeld, Unterlassung, 
Gegendarstellung)  des „Gemobten“ gestalten sich meistens deshalb schwierig, weil die 

Beweislast beim Opfer liegt. 
 

Den treffenden Kommentar überlasse ich einem Kölner Polizeibeamten: 
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»Auch in einer hektischen und oberflächlichen Gesellschaft, wie wir sie heute leider 
oft vorfinden, haben Sie sich die Zeit genommen und Ihre Beobachtungen 
niedergeschrieben. Durch die Weitergabe Ihrer Beobachtungen haben Sie mehr als 
eine staatsbürgerliche Pflicht erfüllt: Sie sind vielmehr dem Motto „Hinsehen, 
handeln, Hilfe holen“ buchstäblich nachgekommen. Hierfür möchte ich Ihnen meinen 
Dank und meine Anerkennung aussprechen! Ich wünsche Ihnen auf Ihrem weiteren 
Lebensweg alles Gute und weiterhin Erfolg bei Ihrer Arbeit als Musiker!« 

So schloss das Schreiben eines Polizeibeamten vom 07. Oktober 2002 an mich. 

Es ging hier um die Bekämpfung von organisierter Straßenkriminalität und 

Einbruchsdiebstahl, insbesondere im Bereich des Regierungsbezirks Köln. Immerhin hat man 

auch durch meine Eingaben (Berichte und Anzeigen aus den Jahren 2001 bis 2003 an Polizei, 

Staatsanwaltschaft und an das Bundesministerium des Innern) einige Entscheidungen 

getroffen. 

Die Kölner Kriminalitäts-Statistik für das Jahr 2003 zeigt, dass gerade die Gewalttätigkeit 

jugendlicher Straßenräuber in Köln in erschreckendem Maße zugenommen hat. Der Anstieg 

der Fälle gefährlicher Körperverletzung beträgt 28,07 %! Wehrlose Seniorinnen sind 

„bevorzugte Opfer“ des zunehmend handgreiflichen Drohverhaltens der sogenannten „Kölner 

Klau-Kids“! 

Erkennen, was geschieht, daraus Handlungs-Notwendigkeit ableiten und Zuständige um Hilfe 

bitten – genau das ist es, was in Duisburg systematisch sabotiert wurde. Denn die Duisburger 

Zuständigen handelten ziemlich nachweislich über Jahre konsequent nach dem auf den Kopf 

gestellten Motto:  

„Gemeinsam wegsehen, um untätig bleiben zu können, und so Abhilfe vermeiden!“ 

Ein offensichtlich gut funktionierendes Desinformations-System schafft die Voraussetzungen. 

Totalitäre Macht beweist sich gerade darin, dass die Machthabenden ungestraft ihre 

willkürliche Scheinrealität über das zweifelsfrei erwiesene Geschehen setzen können – hier 

mit dem „Erfolg“ unterlassener Hilfeleistung und Lügen am „laufenden Zentimeter“ der 

„Einstiegs-Hürden“. Alle zuständige Stellen der Duisburger Stadtverwaltung sowie der 

Rheinische Gemeinde-Unfallversicherungsverband haben über fast fünf Jahre nicht 

angemessen sachbezogen reagiert. Es gab nur einen kompetenten „Lichtblick“ in der Person 

des Ingenieurs Ole Feldmann – leider ohne jede Entscheidungsbefugnis. Selbst die 

Oberbürgermeisterin  „bewegte sich“ auf den Initiativantrag des Personalrats vom Juli 2003 

überhaupt nicht und war damit mit Fensterausmaßen statt Türausmaßen einverstanden.         

Sie war mit einer Rettungsweg-Durchgangshöhe von 147,5cm offenbar zufriedengestellt und 

ist so ihrer Fürsorgepflicht exakt bezifferbar nicht angemessen nachgekommen! Meine 

Dienstaufsichtsbeschwerden gegen zehn städtische „zuständige Stellen“ reichten nicht aus, 

um „bei denen da oben“ umsichtig verantwortliches Handeln in dieser beispielhaft leicht 

regelbaren Angelegenheit grundnotwendig erscheinen zu lassen. Wie will man mit einer solch 

systematisch zur Schau getragenen Grundhaltung schwierigeren Problemen „gerecht“ 

werden?! Ohne meine zahlreichen Eingaben, meine Dienstaufsichtsbeschwerden und das von 

mir veranlasste Einschreiten des Staatlichen Amtes für Arbeitsschutz hätte sich bis heute 

nichts bewegt – nicht um einen einzigen Zentimeter. Unsachbezogen „gerufene Ungeister“ 

des  verfassungsfern handelnden Mitläufertums „sitzen“ weiterhin als sprichwörtlich „lockere 

Schrauben“ an „entscheidenden Stellen“... „ganz oben“: 

Wolf Singer und Gerhard Roth, zwei prominente deutsche Hirnforscher, bestreiten den 

freien Willen und die Verantwortung des einzelnen Menschen für seine Handlungen. 

 

* 
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Auf dem „gemeinsamen Weg“ einer zweckbehauptenden Vorteils-Suche (bzw. 
Nachteilsvermeidung) wird man „freiem Willen“ und „persönlicher Verantwortung“ 
nicht begegnen. Vertrauensunwürdige „Zustände“ (Mitläufertum, vorteilsuchende 
Zweckbündnisse, Zerstörungswut usw.) beherrschen in erschreckendem Maße 
Entscheidungsprozesse. Insofern muss man Wolf Singer und Gerhard Roth „ziemlich 
ernst“ nehmen. 
Aber Geschehen kann nicht außer sich geraten oder in Zustände ausarten – es 
entlässt uns nicht. Diese sich ständig selbstbeweisende Wirklichkeit ist nicht „die 
Wirklichkeit unseres Gehirns“, kein „vorbestimmter neuronaler Zustand“, sondern 
immer persönlicher Auftrag. Denn die ernüchternde Wirklichkeit lässt sich nicht 
„locker“ ausblenden. Sie fordert und fördert unsere nüchterne Aufmerksamkeit. 

Bruno Reisdorff 
 
 

___________________________________________________________________ 
 
 

Nachdem das Duisburger Amt für Baurecht und Bauberatung als einzige 
„bauaufsichtliche Gesamt-Resonanz“ nur die auf Seite 11 erwähnte                 
„Vorab-Begehungsfähigkeits-Betrachtung“ mit dreiundzwanzig(!) Monaten 
Rückwirkungscharakter „beigesteuert hatte“, erwies sich diese städtische 
Aufsichtsbehörde auch weiterhin mehrfach als unkritische Abnickbehörde nach 
oberbürgermeisterlichen Wunsch-Wille-Vorstellungen. 
 
Die Düsseldorfer Bezirksregierung erwies sich ebenfalls als „resonanzscheue“ 
Aufsichtsbehörde. 
 
Am 24. Juli 2010 hatte diese unkritisch gefolgschaftliche Genehmigungs-Praxis 
21 Tote und etwa 500 Verletzte zur Folge. Auch nach dieser Katastrophe 
kontrollierte die Stadt Duisburg ihr folgenreiches Genehmigungsverhalten „selbst“… 
und wies alle Verantwortung von sich, wie nicht nur alle großen Tageszeitungen 
berichten… 
 
Zum Runterladen 
von Anschauungsmaterial zur Genehmigungs-PRAXIS und zum 
„Sachbezogenheitsniveau“ der Duisburger Genehmigungs-„Praxen“ füge ich am       
1. September 2010 vier Links ein: 
http://www.brunoreisdorff.de//2_FRAGEN_mit_LINK.pdf  
http://www.brunoreisdorff.de/Verstiegenheits-Folgen.pdf  
http://www.brunoreisdorff.de/Zugangs-Regelungs-Durchsetzungs-Gemeinschaft.pdf  
http://www.brunoreisdorff.de/so_abgesprochen.pdf  

 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.brunoreisdorff.de/2_FRAGEN_mit_LINK.pdf
http://www.brunoreisdorff.de/Verstiegenheits-Folgen.pdf
http://www.brunoreisdorff.de/Zugangs-Regelungs-Durchsetzungs-Gemeinschaft.pdf
http://www.brunoreisdorff.de/so_abgesprochen.pdf
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Reaktionen der Präventionsabteilung des Rheinischen GUV auf die Fax-Schreiben (z. Hd. Herrn 
Heidekorn) vom 
1. 08. April 1999, 
2. 3. November 2000 (DOV-Schreiben), 
3. 13. Dezember 2000 (DOV-Schreiben), 
4. 2. Januar 2001 (DOV-Schreiben), 
5. 17. Januar (DOV-Schreiben), 
6. 26. Februar 2001 (DOV-Schreiben), 
blieben aus. 
Erst auf mein Fax vom 8. März 2001 reagierte Herr Heidekorn. Am 16. März 2001 fand auf seine 
Einladung ein Ortstermin im Orchestergraben des Stadttheaters statt, an dem ich auf Anraten der DOV 
nicht teilnahm. Der DOV-Delegierte teilte mir u.a. folgende Entscheidungen mit: 

• Herr Heidekorn stellte nun nach 23 Monaten endlich fest, dass die „unsichere 
Treppe“ nicht den Vorschriften entspricht.  

• Herr Heidekorn stimmte der „Lösung“ zu, nur eine(!) der beiden unsicheren 
Treppen durch eine vorschriftsmäßige zu ersetzen. 

Da zwei vorschriftsmäßige Treppen Vorschrift sind und aus Platzmangelgründen, die hier von Herrn 
Stute vorgeschoben wurden, keinerlei Notwendigkeit bestand, auf den Einbau einer zweiten 
vorschriftsmäßigen Treppe zu verzichten, teilte ich diesen unverantwortlichen Beschluss der 
„Treppen-Verantwortlichen“ Herrn Strotmeyer (DOV-Jurist) mit.  
Erst nach schriftlichem Androhen (DOV-Schreiben vom 20. März 2001) von 
Dienstaufsichtsbeschwerden gegenüber dem städtischen Intendanten, der Aufsichts-Dame des 
Bauordnungsamtes und dem zuständigen Mitarbeiter des Gemeinde-Unfallversicherungsverbandes 
wurde eine andere Treppe (zwei Exemplare) hergestellt und ab Juli 2001 eingesetzt. 
Da jedoch in den folgenden beiden Jahren weiter eklatant gegen den § 19 der ArbStättV verstoßen 
wurde, richtete ich – Fax voraus – am 2. Juli 2003 ein weiteres Schreiben an die Präventionsabteilung 
des Rheinischen GUV (z. Hd. Herrn Heidekorn), dem ich Beweisfotos beifügte. Auch hierauf 
unterblieb eine erkennbare Reaktion. Ich erhielt keinerlei Antwort. 

 
Stufenmaß der neunstufigen „Hühnerleiter“ 



 



 








